
Von der Leismngskontrolie zum Leistungsstreß im öffentlichen Dienst?
Prof. Dr. fl. E. Meixner, Bad Godesberg

Ein Thema mit Tnidiiion und kaum verblassender Aktualität

ist die Frage, ob der Leistungsgedanke im öffentlichen Dienst
eine hinreichende Beachtung findet. Viele sind der Meinung,
daß dies nicht der Fall ist und auch nicht, der Fall sein könne,
da leistungsneutralisierende Privilegien wie etwa das Ancien-
nitätsprinzip, da.s .Alimentaiionsprinzip, das l.ehenszeit-
pnnzip sowie das I.aufbahnprinzip allzu schwer atif die
zarte Blüte »Leistung« drücken. Auf die.sem Hintergrund
fällt der, Hinweis, daß der Leistungsgedanke seit jeher im
öffentlichen Dienst gilt und sogar ein Gruitdsacz des Berufs
beamtentums von Verfassungsrang ist (Art. 33 .Abs. 5 GG),
in.sgesamt recht blaß aus, und er vermag wohl in den Augen
der Kritiker am öffentlichen Dienst bestenfalls als wenig
überzeugende formal-rechtliche Ummäntelung einer offen
kundigen Blöße gesehen werden.
Daß dieses Thema in seiner Brisanz und Eigeudynamik

nicht unterschätzt werden darf, zeigen uns zwei hervor
stechende Ereignisse der letzten Monate. Da ist zunächst ein
mal der Ministerpräsident von Nordrhein-Wescfalen, der
das Leistungsprinzip - was ,ja auf Leistung und einer adä
quaten Gegenleistung baut - aus einseitiger und wohl auch
nicht allzu glücklicher Sicht zu interpretieren weiß; »Mit
seiner sechsmonatigen Beförderungssperre für alle Larides-
bediensteten und einem modifizierten Rinstel]ung,sstop
für die gleiche Zeit hat die Düsseldorfer Landesregie
rung auf das Milliarden-Defizit im Haushalt reagiert.«
(Kölni.sche Rundschau vom 18, 12. 1980.) über Ge
schmack läßt sich bekanntlich vortrefflich streiten, doch
Personalpolitik ist eine weitaus subtilere Pflanze, der man
nicht zu viel aufbürden .sollte, insbesondere dann nicht, wenn
Vordergründiges und Tagespolitik wichtiger erscheinen als
ein vertrauensvolles Miteinander, Diese Aktion beweist ein

mal mehr, wie leichtfüßig und wenig bedacht man sich über
Zusammenhänge menschlicher Dynamik selbst in so bedeut
samen Fragen hinwegzusetzen vermag. Allerdings kann dies
nicht mehr tiberrasx'hen. Denn wer die ungezügelte und
wenig bedachte Entwicklung der Nachschiebelisten in den
sechziger Jahren und wer das auf die Rezession des Jahres
1974,/75 folgende Haushaltsstrukturgesctz vom 18. 12. 1975
aufmerksam und mit der erforderlichen Sensibilität für die
damit verbundenen negativen Auswirkungen verfolgt hat,
den kann es nicht verwundern, daß man angesichts der defi
zitären Staatshaushalte und der enormen Personalkosten mit

wenig Sinn für die tatsächlichen Probleme, dafür aber mit
umso mehr ablenkender Effekthascherei sich nicht anders

hat zu helfen wissen. Gruppendynamisch ist die,se .Sünden
bock-Strategie allerdings allzu durchsichtig. Auch daran
.sollten Politiker denken. Und mm ein Wort zu den ersten

offensichtlichen und manifesten Auswirkungen. Die Spät
folgen wollen wir uns hier ersparen: »Zähneknirschend«, so
kommentiert der Generalanzeiger Bonn am 20./21. 12. 1980,
»vor Zorn über ausgefallene Beförderungen tun seit zwei
Tagen tausende Staatsdiener des Landes Nordrhein-West
falens recht und schlecht ihre Arbeit. Böses Blut in den Amts

stuben hat es zusätzlich gegeben, weil nach dem von der
Landesregierung verhängten Befördenmgsstopp ab 17. 12.,
G Uhr, dennoch in untergeordneten Behörden scharenweise
Beamte befördert sein sollen.«

2urückst»fu)ig von Beamten soll in Zukunft möglich sein
Es war Bundesinnenminister Baum, der diese Diskussion unt
eine weitere Nuance bereicherte und die bereits irritierten

Beamten aufTtorchen ließ; Künftig sollen Beamte, weiche die
in sie gesetzten Leistungserwarcungen nicht erfüllen, im
Dienstgrad und in der Besoldung (Dienstaltersstufcn; diese
Qualität der Leistung beweist sich derzeit noch am augen
scheinlichsten in den Jahresringen am verlängerten Rück
grat) heruntergestuft werden können. Ob dieser Ausblick
als Schattendynamik oder aber als Public-Relation-Pflicht-
übung zu sehen ist, mag dahingestellt bleiben. Das Presse
echo war wenig ermunternd:

Gelassen reagieren die Staatsdiener auf den Sparvorschlag
von Innenminister Baum: »Wer stuft schon einen Beamten

zurück.« (Die Welt vom 10./II. 1. 1981.)
Ein beamteter Abgeordneter nimmt die Beamten in

Schutz. CSU-Politiker Spranger über Innenminister Baum
empört, der mehr Leistung im öffentlichen Dienst gefordert
hatte. (Frankfurter Rundschau vom 10. 1. 1981.)
Beamte strikt gegen Leistungskontrolle. Krause gibt

Baum-Vorstoß keine Chance. (Kölner Stadt-Anzeiger vom
lO./ll. 1. 1981.)

Baum stößt auf Widerspruch, Beamtenbund lehnt Bezah
lung nach Leistung ab. (Hannoversche Allgemeine Zeitung
vom 10. 1. 1981.)

Lauer Leistungsscreß, (Süddeutsche Zeitung vom 10. 1,
1981.)

Nur ein müdes Lächeln für Baums Vorschläge. Doch
bleibt die öifentliche Diskus,sion nicht ohne Wirkung auf
den Beamtenbund. (Stuttgarter Zeitung vom 10. 1,
1981.)



7-1 V'rt/J i,

oicutf

Für Beanutf Zuckerbrot utid Peitsche. Ab^r das Souder-
^ S r vJ'" Tis-ch. (AJIgemeineZeitung Mainz vom 9. I. 1981.}

Baum: Leistung der Beamten überprüfen. .NorfalLsfinan-/.oic^Kün.scquenzen.« (Frankfurter Rundschau vom 9. 1.

Di!.r'r?''J " r-' 'i öffentlichef>!cn.st LmhulSen h.nnelmten -- Baum will Beamten mit
ihrem (yergang helfen. (Die Weit vorn 9. 1. 1981 )

\\ Ohl kaum deutlicher als in die.sen Aufmacitern läßt steh
das ngescjlagcne Image des öffentlichen Dien.stes belegen.
. achhciie Kritik vermengt sich offensichtlich nur allzu leicht
mit vordergründiger und un.sachlicher Polemik. Auch die
J res.se hon was man hören will, überhört mitunter, was
u.genthch das We.senthcliere der Informationspoiitik aus
machen sollte. Das müßten Politiker wissen und beherzigen
jcnn sie ihre Stimme zu Bedeutsamem erheben. Denn in
der Zdsctzung wohl treffendere - weil eine sachliche Aus-
cinandcrsctzung möglich wird ■ Schlagzeilen wie-

auf''r"« '''r"T-"'-"'^" S^^ntsfinanzen nichtauf dem Rucken des öffentltchcn Dienstes sanieren. (We.st-
Ucutsche Allgemeine Zeitung vom 9. 1. 1981.)■sind die ganz seltene Ausnahme. Zu weichen Au.swüchsen
Ke-schmackhcher aber auch logischer Verirrungcn eine emo-

bellen m beispielhaftbelegen .Muttg und unpopulär«, kommentiere der I eit-
arriklcr den unausgewogenen Entscheid des Ministemräsi-
dencen Rau. Löcher im Staatshaushalt auf den Schultern
nisbesondere einer Statusgruppe - nämlich der Beamten - zu
stoplem Anfeuernd beraubt man das Won seiner ursprünglichen Identität nennt unpopulär (= nicht Voiksmäßig. nicht
gunemvcrsiandhch. mcht beliebt), was einer breitesten Zu
stimmung sicher sein kann (den ca. 4 Mio. öffentlich Be-
d.cnsiomn stehen ca. 20 Mio. unselbständige Beschäftigte
gegenüber) und reduziert damit dieses \X7ori sachfremd,
un ogisch und wenig stringent - auf seinen as.soziativen'
emotionalen Gehalt: Der starke Mann, der seinen Weg gerade
und unbcstc>chhch gegen Widerwärtigkeiten einer in Legis-. tivc und Exekutive libermächtigen Beamtenlobbv geht.
Die lautlose Krake einer alle.s verschlingenden klaLn-
k, mpfensclien und ausbeutenden Staacsbürokratie. wie sie
Unch Lohmar in seinem Buch: »Staatsbürokratie - das
hoheithche Gewerbe« zeichnet, verlagert .sich hier auf die
vmot.one e wenig reflektierte dafür aber beifallheischende
cmotionclic Ebene.

Uustung - ein krankes Kind unserer GesellschaftJ ̂ten voller Kassen sind dahin. Dies gilt gleichermaßen
1^ Wirtschaft und Staatshau.shalt. VerteiJungskonflikteklonen tticht mehr durch Expansion und Wachstum nachocm Giohkannenpnnzip in Harmonie verdrängt werden

R „' Konniktsirategieit sollten nach akzeptierbaren
volle V' der Gürtellinie ihreolle Dynamik entwickeln. Der I.ei,scung des Einzelnen -so W.II es das all.se.ts akzeptierte Leistungsprinzip - soll eine
nngemessene Gegenleistung der OrganitaLn
L. mag sein, daß man den im Dienst- und Trcueverhäitnis
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Mehendcn Beamten manche Unwucht in dieser Relation -zu
deren Ungunstcn zumuten kann, man .sollte aber nicht die
verheerenden Au.sWirkungen auf Dauer unterschätzen,«enn man willentlich au.s der Position des .Stärkeren diese
- Hnmetne verfehlt und damit in Konsequenz diese Unwucht
allzu druckend wird. Auch Beamte sind Menschen, die es
verstehen z.u bilanzieren. Die quantitative Dicnstposten-scherc. die mfolge der restriktiven ßefördeningssituation
immer druckender wird und in deren Folge immer mehr
Beamte imnier langer auf eine ihnen -zu.stehende Befönic-
rung- zustehend de.shalh. weil sie die in der Bewertung desDiensipostons auspwicsene Leistung bereits erbringen,ohne m den Genuß eines zustehenden finanziellen Äquiva
lentes zu kommen - warten, sowie die immer umgreifendere

arreibuchpohtik u. a. zeigen, um nur zwei Beispiele einerbreiten Palette zu nennen, daß die Forderung des Dieasi-
hcrrn nach Leistung .sich nicht nur auf Einseitigkeiten be-
sciranken darf Wer also Leistung mit großen Worten for-
deri sollte nicht über den Balken Pfründe suchender Per-
vonalpohtik stolpern, wenn er .sich anschickt, den vcrmeint-
ichen oder auch tatsächlichen Splitter des anderen zu ziehen

Legitumerende Selbstreinigung und gelebte Überzeugungs
kraft bleiben zu fordern. Diese aber wird kaum erwarten, der
vernehmen muß, daß in der Besoldungsordnung A (Aufstei
gende Gehälter) eine Rückstufung statt .Festschreibung der
Dienstaltcrssiufc möglich ist, in der Besoldungsordnung B dies
mgegen nicht in Erwägung ge-zogen werden kann. Wo ist

die Logik, wenn man sagt, eine Be.setzung der Spitzcn-
posuionen auf Zeit sei nicht sinnvoll, im gleichen Konte.xt
aber das Beispiel zitiert wird, daß ein Oberrat, dessen Lei
stungen nicht den Anforderungen entsprechen, zu einem
Regieningsrac zurückzustufcn sei. Finden sich nicht gerade
mi parrcipolmschen Feld viele Seiteneinsteiger des öffent-ichen IJenstes? Sind es nicht gerade diese Mitarbeiter, die
sich im Eilverfahren an der grauen, mitunter noch leistungs
orientierten »Masse« vorbeischieben, ohne, daß hier Lei-
smng am Arbeitsplatz hinreichend bewiesen wird.- Offen-
sichrl.ch kontunen sich hier eine nur wenige überzeugende

rgumcntation. Doch kehren wir zur Leisiungsproblematik
im allgemeinen zurück.

Vieles, was sich derzeit im öffentlichen Dienst abzeichnet,
vollte man symptomati.sch und nicht ursächlich sehen. Die
Ursachen der Leistungskritik liegen tiefer. Hier zeichnet
sich ein gesellschaftspolitisches Problcmfcld ab. Denn was
man für den öffentlichen Dienst mit Vehemenz zu fordern
weiß, relativiert .sich - aucJi das sollte deutlich bleiben -m vielen Bereichen der Gesellschaft zusehends (B.ldungs-
bere.ch, Wirtschaft): Es mehren sich die Stimmen gegen das
Leistungsprinzip als zentrale Leitidcc. Wer aber Arbeit
verteufelt, sie als Last und nicht als eine Möglichkeit zur
Selbstverwirklichung ständig diskriminiert oder dies un
widersprochen läßt, der darf sich nicht wundern, wenn die
Identifikation mit ihr verloren geht. Die Relativicrung des
Leistungsprinzips - in seiner Funktion als Anreiz aber auch
als Verteilungsprinzip - muß daher eine Grenze an denErfordernissen einer hochspezialisierten und komplexen
GesclLschaft finden. ln.soweit ist eine Rückbesinnung auf die
unveraickharcn Werte des l .eistungsprlnz.ip.s - und (das gilt
für die Beamten) eine Rückbesinnung auf die Grundsätze
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des ßerufsbtfamicncums - sicherlich erforderlich. Dies aber-
darf nicht cii unreficktierren frojcktioncn wie; Wir (da.s
sind die, die außerhalb des üfTentliciien Dienstes stehen)
sind die Fleißigen und die (das sind die Mitarbeiter des
öffentlichen Dien.stc.s) sind faul, träge, selbstgefällie, be
quem führen.
Gabe es nicht die japanische Konkurren-/,, die dem Bundes-

wirtschalisrninisicr eine philosophische Besinnung über den
Zusammenhang von Fleiß und Wohlstand abverlangte, dann
würde die Irritation zwischen den .Stereotypen der außer
halb des öffentlichen Dienstes Stehenden und der öffentlich
Bediensteten sicherlich noch größer ausfallen:
Lamhsdorf: Sichere Arbeitsplätze durch mehr Leutung -

Kürzere Arbeii.szeit bringt höhere Kosten (Bild vom 19 7
1980).

Minister Lambsdorf rüttelt die Deut.schen wach (Bild am
Sonntag vom 13. 7. 1980).
»Man muß feststellen«, so der Minister in einem Inter

view am 13. 7. 1980 in der Bild am Soiimag, »daß die Pro
duktivität pro Mann und Arbeitsstunde und der I'.infalls-
reichtum, wa.s Rationalisierung und Investitionen anbe-
larigt, in manchen Bereichen der japanischen Industrie uns
offensichtlich überlegen ist«. Burne-Chefredakteur Dr. Hu
bert Burda weiß dies ursächlich zu kommentieren. Man
achte, was hierbei eine Rolle spielt: .«Sicher verdient der
japanische Automobilbauer weniger als der Deutsche. Und
ohne Frage sind die Lohnkosten in Japan geringer. Dennoch
ist die Produktivität der japanischen Automobil-Fabriken
ganz erheblich größer. So erstellt der Mann bei Toyota pro
jalir 40, ein VW-Werker dagegen nur 12 Autos. Aber das ist
nur eine Seite der Medaille. Die andere Seite sieht so aus:
Der japanische Arbeiter nimmt weniger Lohn, weniger
Urlaub (und weniger Streik) in Kauf, weil er weiß, daß ihn
seine Firma nie im Leben auf die Straße setzen wird. Im Un
terschied zu Deutschland wechseln Japaner fast k,aum ihren
Arbeitsplatz. Man tritt in die Firma ein, die Firma ist eine
große Familie. Ein Abteilungs-leiter, zum Beispiel, den sein
Unternehmen von Tokio n.ach Osaka versetzt, wird von
seinen Mitarbeitern auf dem Bahnhof in Tokio verabschiedet
und von seinen neuen Mitarbeitern in Osaka empfangen.«
(Bunte vom 31. 7. 1980.) Halten wir fest; Lebenszeiiprinzip,
geringe Mobilität und große Absicherung lassen Mitarbeiter
nicht zwangsläufig in eine Oase der Ruhe abdriften. Ais
mögliches Ruheki.s.sen sind die.se Prinzipien offensichtlich
nicht unwiderstehlich. Hingegen scheint da.s Vertrauen
zwischen Diensilierrn - wer oder was auch immer sich da
hinter verbergen mag - eine wiciuigc Stütze des Leistungs
prinzips zu sein. Diese ZusammcnJiänge, die auch in der
Iradition des ReruFsbeamtcntums gewachsen sind und beide
Parteien inpflicht nehmen, sollte man nicht durch Kraftakte
wider besseren Wissens zwcckrational verdrängen; I.ust-
losigkeit, Resignation und Entfremdung wären bzw. sind
die zwangsläufige Folge. Diese Symptome greifen im öffent
lichen Dienst sicherlich Platz. Aber nicht nur hier, wie Ulrich
Briefs in seinem Buch: Arbeiten ohne Sinn und Perspektive?
als ein gescilschaftspoliti.sches Problem nicht zuletzt auch
wegen der Abgabcnpoliiik aufzuzeigen ver.steht.
Manches scheint zwi.schen Wirt.schaft und Verwaltung

doch ähnlicher als die massive Kritik uns glauben machen

• will. Gäbe es die Japaner nicht, könnte man sich über man
ches deutlicher hinwegtäuschen. So etwa das Ver.schieben
der Probleme mangelnder Leistungen auf die Preispolitik.
In einem Interview mit der Zeit vom 16. 7. 1980 weist Mini
ster Larnksdorf hierauf recht deutlich hin: »Unsere Pro
dukte .sind weiiiiewersfähig. Die Autoinobilindustrie, die
sehr gute J.ihre hinter .sich hat und hohe Rücklagen besitzt,
kann eine Exportoffensivc der japanischen Konkurrenz
durchaus be.stchen. Ob sie aber ihre frohgemute Preis
politik fortsetzen kann - nach dem Motto: Wir sciiließen
den Hausvertrag mit der IG-.Vlctall und anschließend
knallen wir die .Mehrbela.stiing auf die Preise, der Ver
braucher zahlt ja —, da.s wage ich zu bezweifeln. Wett
bewerb findet für den Verbraucher statt und nicht für die
Produzenten.«

Eine dcranige Verschiehe-Strategie ist im öffentlichen
Dienst kaum möglich. In Konsequenz .sieht man die waeh-
sende Siaat.wer.schuldung, die - auch das muß deutlich blei-
oen — ja nicht durch die F..xekutive ursächlich gemacht wird,
sondern durch politische Zielsef/.ungen und Programme
den wachsenden Anteil der Staatsausgaben am ßruito.soziai-
produkt und die e.xplodiereiiden Per.s-onalkosten. Die Ge
genleistung hingegen über.siehc man. Und offensichtlich fin
den sich kaum geeignete Hinweise und Informationen, die
diesen Zusammenhang deutlicher hervortreten lassen.

Kritikfdder
Daß Beamte - und hierbei sind meist als Synonym alle
öffentlich Bediensteten eingesciilo.ssen - sich eine schönen
Tag auf Kosten der arbeitenden Bevölkerung in den Augen
der Kritiker machen, zeigen nicht nur die vielen Witze (Be
amte werden nicht beerdigt, sondern umgebettet: »Kommen
Sie mit in die Kantine?« - »Nein, ich schlafe heute durch«;
dei Unterschied zwi.schen einem Stück Holz und einem
Beamten zeigt sich darin, dal5 Holz arbeitet . . ,) auf, son
dern auch ernstzunchmende Journalisten und Autoren
zweifeln an der grundsätzlichen Leistungsorientierung
Öffentlich Bediensteter, Unterstellt, es ist an diesem Fremd
bild etwas dran, und es speist sich nicht nur aus unreflektier-
ten Vorurteilen und vernebelten Projektionen, so kann dies
gleichwohl nicht die ganze Wahrheit sein. Bestenfalls als
Symptom aber wird man die.se pauschaÜsierende Kritik gel
ten lassen können. Ohnehin steht sie im kras.sen Wider
spruch zu dem .an.sonsten umcrsteilten machtbeflissenen
Streben einer alles ergreifenden Bürokratie. Denn hinter
diesem Maclnsircben darf man denn doch - sollte dies
Kritik stimmig sein - individuellen Fleiß vermuten. Dieser
aber stände dann wohl konträr zu dem genannten Kritik
feld. Doch belassen wir es zunächst bei den beunruhigenden
Fakten; Die öffemliche Verschuldung ist beachtlich. Sie
stieg von 126 Mrd. DM im Jahr 1970 auf 156 Mrd. DM im
Jahre 1972, 192 Mrd. DM 1974, 297 Mrd. DM im Jahre
1976, 371 Mrd. DM 1978 und 442 Mrd. DM im Jahre 1980.
Die Versuchung, die Staar.svcrschuldung über den Personal-
kosteivameil zu .sanieren, ist groß. Immerhin ist auch in der
Wirtschaft der Suhstitution.sprozeß (menschliche Arbeitskraft
wird durch Kapital ersetzt) unübersehbar. So sind beispiels
weise in 4en letzten Jahren (1975 bis 1980) ca. fünf Millionen
Arbeitsplätze in der Wirt.schaft wegrationalisieri worden.
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Zwar raiioiiali.sien auch der öffentliche Dfcnsi im größeren
Umiangc, jedoch wird die.s' durch die jährlichen Steigerungs-
quoten in der Bilanzierung nicht deutlich. Denn insgesamt
uberschreiten die Mehrbcdarfe die durch Rationalisierung
Ireige.sef/ten Mindcrbedaric. Itine nach Aufgabenbereichen
differenzierende Sicht würde hier mancher Xritik die Spitze
nehmen. Gleichwethl sollte man sich nicht darüber hinweg
täuschen, daß es nicht (oder sollte man es besser cin.schrän-
kcn: nicht nur) am überzeugenden Willen, sondern auch an
den begrenzten Möglichkeiten im Dicnstleistungsbercich —
da.s gilt für Wirtschaft und Verwaltung gleichermaßen —
hegt men.schhche Arbeitskraft durch Ktipical zu substi
tuieren.

Ein weiteres kommt hinzu. Der öffentliche Dienst ist ein
bedeutsamer Arbeitgeber, und er kann .sich bereits ,tu,s dieser
seiner wichtigen Stellung heraus auf Dauer nicht den arbeits-
marktpolitischen Zwängen entz-iehen. Auch von ihm wird ein
überzeugender Beitrag zur Lö.sung der arbeitsmarklpoli-
ti.schen Engpässe erwartet. Die Diskussion über die Schaf
fung zusätzlicher Arbeitsplätze (man'.sprach bereits schon
einmal (197S.'I979) von einer Vennehrung in der Größen
ordnung von ca. .100.000 zu.sätzlichen Haushaltssicllen als
Beitrag zum Arbeitslosenproblem) i.si noch nicht verklun
gen, da zeichnen sich bereits -■ diesmal aber langfristige —
Striikturprobleme ab. Sie sind die Mypothek einer unaus
gewogenen Rildurigswerhung, untl ilie Mitverantwortung
de.s Staates läßt sich iiier kaum leugnen; Es geht um die Aka-
demikerarbeitslosigkeit. So .stehen den ca. 110.000 bis
IzO.OuO jährlichen Absolventen lier Hoclisciuilcn nur etwa
ca. 45.000 Absolventen gegenüber, die entsprechend ihrer
Qualifikation und ihrem .\nspruchsnivcau werden arbeiten
können. Die Probleme, die sich dureh die fehlende Symme
trie zwischen Bedarf und Angebot an Qualifikationen ab
zuzeichnen beginnen, sind alarmierend. Darüber kann auch
die leiclitliilsige und rationali.sicrcnde Konfliktvcrdrängung,
wie sie anläßlich der Jahrestagung der Westdeutschen
Rektorenkonferenz (WRK) in Würzburg 19S0 zu hören
war, nicht hinwegtäuschen, übereinstiminend meinte man
hier (Rodenstock, BDI; Sting). Bundesanstalt für Arbeit;
Hankopf, BMI), das jammern über eine wenig aussichts
reiche bei uniche Zukunft sei fehl am Platze, da - man höre
und staune - die Arbeitslosenquote von Hoehschuiab.sol-
venien mit derzeit noch 1,9 Prozent wen günstiger liege als
die durchschnittliche Gcsamtarbeitslo-sigkcit von 3,2 Pro
zent. Über diesen Vergleich, der Halbsvahrhciten und Un
vergleichbares miteinander vermengt (Vcrniittlungszeiien,
unterwertigc Beschäftigung, Rcgistrici-ung, regionale Ge
sichtspunkte der gefordcnen Mobilität, Vorlaufinvestitio-
ncn u. a.), ließe sich manches sagen. In der Sache hingegen
würde es nicht sveitcriiihrcn. Besonders bedenklich ist
dieser Vergleich jedoch, da damit die aufkommende Bri.sanz
dieses Problems statt, daß sie in einer sachlichen Di.sku.s.sion
aufgearbeitet wird, allzu ra.sant auf diese Weise beiseite ge
schoben und damit verdrängt wird. So technokratisch nüch
tern kann man dem sich abzeichnenden Verteiltingskonflikt
nicht begegnen, zumal da.s Bundesminisierium für Bildung
und Wissenschaft mit dem Hinwei.s auf die.sen Zusammen
hang seil mehreren Jahren auch indirekt eine recht zweifel
hafte Bildung.swerbung betrieben hat. Tnsgesann birgt dieses

Problemfeld eine hohe gesellschaftspolitische Brisanz, und
es steht zu erwarten, daß - statt ausgewogene und langfristig
ausgerichtete Strategien zu entwickeln - in einem Akt des
spontanen Reagierens dieses Problem dem Prügelknaben
öffentlicher Dienst aufgebürdet wird.

Das Stichwort: Solidargcmcinschaft weist den Weg in
diese Zukunft. Es plädiert für den Verzicht auf Gehaltsver-
besscrungen in voller Elöhe, utn dadurch zusätzliche Em-
.stcilungen finanzieren zu können. Bei Lehrern, eitier der
wohl künftig am härtesten von Arbeitslosigkeit betroffenen
Akademikergruppen, war die.s bereits im Gespräch. Und so
spiegell der Vorschlag von Gmttian in der Zeit vom 2. ).
1981 (S. 23) nur wider, was .in unauflialtsamer Dynamik
sich zu entwickeln beginnt; »Folgende Stoßrichtung könnte
ich mir vorstellen; Zum einen sollten die Tarifverhandlun-
geti im öffentlichen Dienst das Verhiilinis vcin Beschäftigten
und Arbeitslosen unter dem Gesichtspunkt des gesellschaft
lichen Bedarfs zum zentralen Gegenstand der Auseinander-
setz.ungen machen. Das vviirdc die Milderung der Arbeits
losigkeit und da sind die Geistes- und Sozialwissensch,ift-
1er nur eine rcl.uiv unwichtige f-'roblcmgruppe - bedeuten, daß
die Guivcrdicncndcn im öffentlichen Dienst (auf ein bis
zwei Jahre) leichte Einkommcnsvcrlustc erleiden müssen,
um neue Arbeitsplätze im öffentlichen, halböffentlichen
und im kirchlichen und priv.itcn Sektor zu schaffen
(»Obere Gehaltsgruppen kappen - dafür neue Arbeits
plätze schaffen''). . . . Vermutlich . . . gibt es eine deutliche
Mehrheit in der Bevölkerung, die sich für eine Auswei
tung unabweisbarer Dienstleistungen bei Kostenneutralität
aussprechen würde, das heißt bei Koppelung an die üin-
vcnciiung im Staatshaushalt und damit auch an die Umver
teilung der überprivilcgiencn Personalausgabcn. Mir
scheint, daß die Politiker der sozialliberalen Koalition
diese SüJidaritätsbcreitschaft ganz erheblich unterschätzen -
wenn die bisherigen staatlichen Instrumente zur Verringe
rung der Arbcit,sJosigkeit nicht mehr greifen und andere
entweder noch nicht in Sicht sind oder politisch nicht durch-
sctzbar erscheinen.«

Druckende Fakten
Ko.siete der Durch.schnitt.sbearnte 1961 noch 10.S53DMpro
Jahr (Angestellte 9.334 DM, Arbeiter 7.068 DM), .so kg der
Kostensatz 1970 bereits bei 20.277 DM (.'Xngestellte 17.881
DM, Arbeiter 16.977 DM) und überschritt 1978 nach Aus
kunft des Parlamentarischen Staatsskretärs im Bundesinnen
ministerium die 35.000 DM Grenze. Die Ko.stenrechnung
der Kommunalen Gemeinschaltssteile, die neben den reinen
Ptrsonalkosien auch Arbeit.spktzkosten (im engeren Sinne)
einbezieht, beziffert den Aufwand mit Stand 1980 für einen
Amtmann (A 11) auf 77.219 DM, für einen Oberrat (A 14)
aui 97.900 DM, einen Direktor (A 15) auf 113.500 DM und
einen Beamten der Be.soldungsgruppe B 2 auf 133.900 DM.

Diese Kostenentwicklung schlägt sich in voller Höhe auf
die Gesamtaufwcndungcn für das Personal im öffentlichen
Dienst nieder. Denn hier besteht — wie bereits aufgezeigt
werden konnte - kaum eine überzeugende Alternative, den
Kt^stenfaktor Personal durch Kapital zu ersetzen. So stiegen
die Personalkosien von 31 Mrd. DM im Jahre 1961 .auf 164,5
Mrd. DM im Jahre 1976. jede Lohn-, Gehalts-- und Besol-
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dungserhohung .s-c:hlagi unlv.irnihor/.ig grü(ic Löclicr in die
Staatskas.'ie. So lagen die durch.scliniulichen Be.soidungser-
hohungen 1977 bei 5.6 Prozcru, 1978 bei 4,5 Prozent und
1979 bei 4,.-) l'rozcnt. Die Ge.samtauhs'endungen für da.«

^ Per.«onal stiegen im gleichen Zeitraum von 169,2 Mrd, DM
' n977;und 177,3 Mrd. DM im J.ibre 1978 ,iuf IS6,2 Mrd. DM

im Jahre 1979.
Man mag es angesichi.« dieser driickeiulen Kostenentwick

lung und der angcsp.innten Arbeitsmarktsituation den Poli
tikern nachsehen, daß .sie nach I.ö.sungen suchen. VC'enn-
gleich Minister Baum in seiner Rede in Bad Kissing«! am
8. 1. 1981 selbstkritisch hervorhebt, daß die Vielzahl von
Sparvorschlägen, die derzeit in der Diskussion sind, wie Be-
förderung.sstüp, Ein.stellungs.stop u. a. einzeln und für sich
betrachtet noch keine konzeptionelle I landschrifi erkennen
la.ssen, so bleibt doch («tzusteilcn, daß es offensichtlich
nicht hinreichend i.st, es bei dieser Kritik und Einsicht zu
belassen. Es müßten nunmehr auch überzeugende Taten
folgen - aber auch irreführende Äußerungen entfallen.
»Öftendichcr Beifall., so der Mini.ster, ..ist noch kein
Qualiiätsknrcnum... Denn auch die Folgen solcher Maß
nahmen miilstcn bedacht werden, was angc.sichts der iinheii-
vollen Erfahrungen, die man mit der Roßkur des Uaushalts-
.s-trukturgesetzes vom 18. 12. 1975 nv.iehen mußte, geradezu
aufdrangt. Doch der l.erngcwinn schein: insgesamt gering.
Dies sollte nicht verwundern. Eine Personalpoliiik. die
diesen Namen verdienen könnte, hat sich im öffentlichen
Dienst bislang noch nicht entwickelt. Was aus der Tradition
heraus Anhalt und Stabilität versprach, ist durch die Ent
wicklung der letzten Jahre überrollt worden. Und wenn der
Minister leststelli, daß das automatische Aufrücken in den
Dienst.-i]ter.sstuien oder die Sicherheit der einmal erhängten
Positionen . . . auf den bewährten Erwartungen der I.ei-
stungsbereitschalt und LtTstungssreigcning -bcnihon, so
kann dem zwar nicht widersprochen werden, doch ist dies
nur ein Aspekt. Denn die Bcsoldungsstruktur hat auch eine
allseits akzeptierte soziale Komponente, wie sie seit jeher
in dem Alimentationsprinzip betont wurde. Auch in diesem
Zu.sammenhang kann der Vergleich mit den Arbeitsver-

^ ivalimssen sowie der persönlichen Absicherung bei den japa
nischen Arbeitnehmern, die ja derzeit so viel z.ählen, hilf
reich sein. W.as hier aks zentrales Anliegen publikumswirk
sam und behaftet mit mißverständlichen Formulierungen
m die \Vaag.schale der öffentlichen Diskus.sion eingebracht
Wird, kann bestenfalls nur ein - dazu noch ein schlechter-
Aspekt in dieser Diskussionspha.se sein. Mit dessen über
gewichtiger Herausstellung werden gewachsene - wenn
gleich allzu häufig wenig reflektierte ■ Werthakungcn
und Normen noch mehr infragc gestellt, ohne daß jedoch
eine überzeugendere pensonalpolitische Alternative ange
boten wird.

Mit dem vordergrimdigen, symptomatisch statt ursäch
lichen Hantieren am Nerv eines gewachsenen - allerdings
bereits tief erschütterten - Berufsvcrsiändnisscs durch wenig
systemkonfonne formal-juristische .Sankrion.sin.strtimenie,
die aller Vorau.ssie!n nach in der Verwalttmgswirklichkeit
nicht greifenjvcrden und bestenfalls für einige wenige extreme

■.Falle einen Gewinn vcr.vprechcn, zcrschhlgt man weit mehr
als sich an Vorteilen abzeichnen wird. Wer auf extrinsische

Anreize dermaßen baiii und das iinrinsisch gesteuerte -
heute in der Tat bereits stark enschütterte - Treueverhältnis
so gering achtet, der sollte d.nnn allerdings auch den Mut be
sitzen, das Berufsbeamtenrum insgesamt infrage zu stellen.
Wer .sich indes mit dieser extremen Kon.sequenz ernsthaft,
ohne labu und saciilich gewillt ist .tu.seinanderzu.setzen,
svobei ein Blick in die Historie und eine Gegenüberstellung
der verschiedensten Gesellschahssysteme die .Sicht aus man
cher Befangenheit lösen kann, der wird überzeugende funk
tioneile Argumente für die Notwendigkeit eines abgesicher-
t«i, unpaneiischcn, besonders verpflichteten Berufsstandes
finden. Eine solche grund.s-.itzliche Au.seinandersetzung täte
not. Sie steht bis heute aus. Hier liegt zweifello.« ein gravie-
r«ide.s Versäumnis. Denn in einer auf die Ratio bauenden
Gesellschaft, wo aus der Tradition gewachsene Werte keine
zwangsläufige Gültigkeit mehr haben, ist eine Auseinander
setzung mit diesen Fragen das Gebot der Stunde. Eine recht
liche Betrachtung aber wird diesem Problem nicht gerecht.
Viorauf es künftig im besonderen anzukommen scheint,
■sind die Wenhahung und Normen (Beruf st.ut Job, die
Sache des »persönlichen Gewinns- u. a.). Diese Werte ent
wickeln sich aber nicht zufällig. Hierauf kann man und
hierauf muß man einwirken. Doch wer hat hierzu noch den
Mut? Und ob dies die derzeitige Aus- und Fortbildung in
der Verwaltung leistet, erscheint mehr als zweifelhaft. Wer
die vollgestopften Lehrpläne - um nur ein Beispiel zu
nennen - der vcrwaltungsintenicn Fachhochschulen für die
Ausbildung des gehobenen Verwaltungsdienstes kritisch
duiciisleht, wird Zweifel haben, ob man die zentrale Bedeu
tung diese.« (aliektiven) Fernzieles hinreichend erkannt hat.
Bereits im Vorfeld der Selektion des Nachwuchses müßten
hier überzeugendere Weichenstellungen erlolgen.

lieweruni^
Wer auf dem Hintergrund svachsender Staaisverschuldung
und explodierender Personalkosten meint, Leistungsrescr-
vcn seien im öffentlichen Dienst über Sanktionen wie Rück
stufung im Be-suldungsdicn-staltcr und Hcrabsiufungcri
in den Ämtern zwangsläufig zu mobilisieren, der verkennt
die hindamentalen Gesetze menschlicher Dynamik. Zudem:
Wer das Beuncilungsdilemma mir wachen .Augen verfolgt,
der weiß um die Probleme und Grenzen einer überzeugen
den Mitnrbeiterbeurieilung. Ohnehin läßt sich Leistung in
der öffentlichen Vens-altung nur in wenigen Fällen an objek
tivierbaren Tatbeständen verorton. In diesem Punkt h.tt es
die Wirtschaft in vielerei Hiti.sichc einfacher. LJmsaiz. und
Gesvinnspanne sprechen hier eine deutlichere - wenngleich
auch hier nicht immer eindeutige - Sprache. Wa.s mit dem
Vorschlag von Butidesinnenministcr Baum für die öffent
liche Verwaltung zu erwarten steht, läßt sicli bereit.« heute
erahnen: Mit großem bürokratischem Aufwand werden
wenig uberzeugende Verwendungsbeurteilungen (Beurtei-
iungsverfahrcn zur Feststellung der Qualifikation sowie von
Potentialen eines Mitarbeiters) und l.eisningsbeurieilungcn
den Vorgesetzten abverlangt. In einigen wenigen Fällen
vvird dies bei den Beurrcilicn zu negativen Konsequenzen
führen. Dagegen steht ein überdimensionaler .Aufwand und
ein Heer resignierender und zunehmend bürokratisiener
Mitarbeiter. Statt die eigentlichen Unsachen mangelnder
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Leistungen zu beheben, verseharii inari ''systenikonform,
welch Ironie - d.is Loisiiingsproblem. W.as ini öffenilleiien
üicn-si mehr Leistung verspricht, ist nicht in erster Linie ein
neues Zwang- oder Anreiz-System. Was not nn, sind
grö(3ere. Haiidlungsspiclraumc für den Mitarbeiter. Man
verkennt da.s Problem, wenn man Resignation mit Faulheit
vermengt. .Mut zur Erlaß- und Verordnung.slücke sollte die
Leistungsresorven ntobiiisierende L)evise sein. Laux forntu-
licrte dies auf der Tagung der Dcutseheri Sektion de.s Inter
nationalen Inscitius iiir Ve^waltlnlg.s\^•l.ssenscha^ten in
Mannheim am 2. 6. 1978 zu dem Thema: -Da.s Dilemma de.s
öffentlichen Dienstes-' wie folgt:

"Ith könnte mir aber denken, da(5 es üfaerlegensweri
wäre, es einmal

- mit der stärkeren l^ejahung von Wertvorstellungcii und
nicht mit deren Relativierung,

- mit weniger organisiertem .Mifkrauen, das sich in einer
tinüher,schaubaren Regelungsdichte für inncrorganisato-
rische Vorschriften ausdrückt,

- mit einer Wiederherstellung gröl5erer .Autonomie im Or-
ganisatioasbereieh, B. Hinräumung größerer Hand-
lungsspiclräume in allen Lbenen, eingedenk dem heute
noch in der Bundeswehr gelehrten Grundsatz, dafs ein
Fehlgreifen in der Wahl der A'Iitiel entschuldbarer ist als
da.s Unterlassen des Hnischlu.ssäs,

- mu dem Mut zum kalkulierbaren Risiko, auch dem der
Ungicichbehandlung,

zu versuchen. Die erforderlichen Maßnahmen zur Verbes
serung der Struktur des öffentlichen Dienstes dürfen dann
allerdings nicht in einem risikolosen Kompromiß auf der
niedrigsten F.hcne enden, wie so häufig in allen Fragen des

f-'ersonalwe.sen.s,« (Rand 4 der Schriften der deut.schen Sek
tion, Ronn 1978, S. 190/191).
Zu ergänzen bleibt, daß die öffcnrlieh Bediensteten die

Lasten einer nicht imnter ziel- und zwcckorientiericn
»Gcfälligkeitsdernokratie« (Klo.se) naehzuvollziehen haben,
auch dann, wenn aus der sachorienticrten und semeinwohl-

oricntierien Vetwakungssichi vieles dagegen .spricht. Auch
fordern das Mehr an Demokratie und die vielfältigen Veto-
grtippen ihren Tribut. Dies kann auf die Lei.stungsbcreit-
schafc des ausübenden ürgan.s: »E.xekutive-' und seiner
Mit.irbeiier nicht ohne Rückwirkting bleiben. Flier aber
läfJt man die Mitarbeiter des ülleiuliclien Dienstes mit all
ihren Sorgen, Nöten und Problernen allein und idinweise
wie die des Stuttg.arter Oberbürgermeisters Rommel in der
Zeit vom Juni 1980 zu dem Ihema: "Die unregierbare Stadt
Kommunalpolitik erstarrt im Netz der Justiz" sind selten.
Statt dessen meidet man die komplizierten Zusammenhänge
und begnügt sich mit der leichten Sündenbock-Kost.
Bevor man formal-rechtliche Sanktion.sin.strumenic auf

dem Hrlabweg in Umlauf setzt, deren Ergiebigkeit auf dein
geschilderten Hintergrund höchst zweifelhaft bleibt, sollte
man sich an die tatsächlichen l^robleme her.anwagen. Sie sind
zwar komplexer, auf Dauer icdoeh lohnender.

Relegt und untermauert durch eine Motivforschung vor
Ort wäre die Prioritätenfolgc festzulegen, nach denen eine
überzeugende Organisationsoniwicklung in akzeptierten
Rahncn zu beschrciien ist. Nicht gegen die Mitarbeiter, .son
dern mit den Mitarbeitern muß die Devise künftiger An
passungsschritte sein. Gegen vernünftige und nachvollzie-
bare Verbesserungen verschliefet sich erfahrungsgemäß nur
ein geringer Teil der Mitarbeiter.


